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N 7. 


ie Verfaſſung. 


Wochenblatt für das Volk. 


Erſcheint jeden Montag früh. Preis vierteljährlich bei allen Preuß. Poftanftalten 4 ½ Sgr., bet den außerpreußiſchen Poftanſtalten 


734 Sgr., in Berlin bei allen Zeitungs ⸗Spediteuren incl. Botenlohn 6 Sgr., in der Expedition, Taubenſtr. 27, 4 
die Zeile 2 Sgr. 


2 Sgr. Inſerate 


Die Berichte über die Verhandlungen des 
norddeutſchen Parlamentes. 


Vor uns liegt eine große Anzahl von Zuſchriften, 
welche freundliche und wohlwollende Leſer unſeres Blat⸗ 
tes an uns gerichtet haben. Alle finden es unrecht von 
uns, daß wir in unſerem letzten Wochenbericht geſagt 
haben, „die Preſſe befinde ſich jetzt, nachdem der Geſetz⸗ 
Entwurf betreffend den Schutz wahrheitsgetreuer durch 
die Preſſe erſtatteter Berichte über die parlamentariſchen 
Verhandlungen des Reichstages des norddeutſchen Bun⸗ 
des verworfen ſei, nicht in der Lage, ausführliche Berichte 
über die Verhandlungen des norddeutſchen Parlamentes 
zu bringen, ſie werde ſich einfach mit Veröffentlichung 
der Beſchlüſſe des Parlamentes begnügen müſſen.“ Wir 
fühlen uns dem in jenen Zuſchriften trotz alles Wohl⸗ 
wollens enthaltenen Vorwurf gegenüber verpflichtet, die 
Gründe, mit welchen man uns von dem Irrigen unſerer 
Anſicht zu überzeugen ſucht, hier offen zu widerlegen. 

Die Mehrzahl der Schreiber betont vor Allem das 
Intereſſe, welches das Publikum an einer möglichſt 
vollſtändigen Wiedergabe der Verhandlungen des Par⸗ 
lamentes hat, meint, mittelſt ſorgfältiger Redaktion 
werde es gelingen, jede Gefahr zu vermeiden und ver⸗ 
weiſt ſchließlich auf die Haltung der Blätter, welche der 
Regierung nahe ftehen, in dieſer Frage, um zur bemeifen, 
daß die Sache in der Praxis nicht ſo ſchlimm ſein 
werde, als man im erſten Augenblick geglaubt habe. 
Wir wollen erſt dieſe Gründe, mit welchen man unſere 
Anſichten erſchüttern will, beſprechen, und ſie auf ihre 
wahre Bedeutung zurückführen, ehe wir den Hauptſturm, 
den einige der geehrten Schreiber auf uns machen, zu⸗ 
rückzuſchlagen verfügen werden. 

Was das Intereſſe des Publikums anbelangt, ſo hat 
uns die rege Betheiligung bei den Wahlen die freudige 
Gewißheit gegeben, daß daſſelbe in Wahrheit ein ei 
lebhaftes iſt, und müffen wir natürlich wünſchen, daß jede 
Zeitung dieſes Intereſſe in dem Verhältniß zu berück⸗ 
ſichtigen ſucht, als es ihr Raum geftatiet. 

Aber welches et kann der Leſer an Berichten 
haben, in denen ſich die Lebhaftigkeit der Debatte nicht 


können wir von unſerem 


wiederſpiegelt? Wie kann man verlangen, daß er auf- 
merkſam die Reden lieſt, mit welchen ein Miniſter ſich 
und alle Beamten ſeines Reſſorts gegen Angriffe recht⸗ 
fertigt, welche der Leſer nicht kennt, denn die Rückſicht auf 
Art. 100 und 101 unſeres Strafgeſetzbuches wird den 
Redakteur wohl in den meiften Fällen beftimmen müſſen, 
alle etwaigen Angriffe auf Behörden und allen Tadel 
einzelner Maßregeln der Negierung ſorgfältig auszumer⸗ 
zen, ehe er die Sitzungs⸗Berichte zum Druck giebt. So 
muß das Intereſſe der Leſer an jenen Berichten, ſo leb⸗ 
haft es auch von Anfang an ſein mag, nothwendiger 
Weiſe durch die „ſorgfältige Redaktion“, welche man 
verlangt, abgeſchwächt werden. 

Man ſagt uns nun; daß eine fo ſorgfältige Redak⸗ 
tion gar nicht nothwendig ſein werde, denn die offiziöſen 
Blätter verſichern ja, daß trotzdem, daß kein Geſetz die 
wahrheitsgetreuen Berichte ſchützt, doch „die Verbands 
lungen des Reichstags in derſelben Weiſe und mit der⸗ 
ſelben Freiheit der Oeffentlichkeit anheimfallen werden, 
wie diejenigen des preußiſchen Landtags. Die Sache 
liegt aber nach unſerer Anſicht anders. Fallen bei den 
Verhandlungen des Reichstags, z. B. bei den Wahl⸗ 
prüfungen Aeußerungen, welche eine Beleidigung gegen 
preußiſche Beamte enthalten, ſo muß, wenn eine Zeitung 
dieſe Aeußerungen in ihrem Berichte aufnimmt, bei Er⸗ 
hebung einer Anklage der betreffende Richter auf Schuldig 
erkennen, denn die Strafloſigkeit iſt jetzt durch kein Ge⸗ 
ſetz geſichert. Die ee auf eine „mildere Praxis“ 

Standpunkte aus nicht als 
berechtigt anerkennen, denn das heißt doch ſtreng ge⸗ 
nommen weiter nichts, als die Hoffnung ausſprechen, 
Ba ne Beamten nicht ſtreng nach dem Geſetze handeln 
werden. 

Das kann und darf aber kein Menſch, der es gut 
mit ſeinem Vaterlande meint, wünſchen. 

Es ſcheint nun auch, als ob die Verfaſſer der an 
uns gerichteten Schreiben meiſt ſelbſt die en g ber 
ihrer Gründe erkannt haben, denn ſie ſchließen mit der 
an ung gerichteten Aufforderung, wir ſollten in dem 
Kampf für Recht und Wahrheit, den wir ſeit Jahren 
mit ſo großer Ausdauer geführt haben, nicht erlahmen; 


wir und alle unſere Kollegen ſollten uns doch nicht 
durch drohende Gefahren ſchrecken laſſen; würde wirklich 


dies geſchehen? Heut, wenige Tage nach dem Wahltage, 
wo das ganze Volk ſeine Stimme abgegeben hat, müſſen 
wir dem Volke den Vorwurf machen, daß es auch 
nicht eines Einzigen dieſer Streiter gedacht 
hat. Nirgends hat man daran gedacht, dieſe Männer 
als Kandidaten aufzuſtellen, damit ſie, die ſo lange in 
der Preſſe für das Volksrecht gekämpft haben, auch in 
dem Parlamente dieſen Kampf fortſetzen. 

Wir geſtehen offen, daß eine ſolche Erfahrung nicht 
dazu beitragen kann, den Opfermuth derjenigen zu 
ſteigern, von denen man ihn fortwährend verlangt, um 
nachher, wenn ſie eine mehr oder weniger ſtarke Strafe 
erleiden müſſen, die Achſeln zu zucken und zu ſagen: 
ja, weßhalb hat er auch ſo unvorſichtig geſchrieben! 
Unter ſolchen Verhältniſſen ſoll man aber auch nicht 
verlangen, daß ein Redakteur bei der Mittheilung der 
Verhandlungen des norddeutſchen Parlamentes ſich Ge⸗ 
fahren ausſetzt, für deren Erdulden ihn nicht einmal die 
dankbare Gefinnung des Volkes entſchädigt. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. Wie in den vergangenen Wochen die Vor⸗ 
bereitungen zu den Wahlen vorzugsweiſe die Aufmerkſamkeit 
auf ſich gezogen haben, fo war es in diefer Woche die Wahl 
ſelbſt und das Reſultat, welches das Intereſſe in Anſpruch nahm. 
Die Wahlen ſind am 12. mit einer muſterhaften Ord 
nung und unter ſehr reger Betheiligung des Volkes vor ſich 
eſultat auch im Großen und Gan ; 
zen nicht den Hoffnungen entſpricht, welche die liberale Par ⸗ 


gegangen. Wenn das 


tel an dieſe Wahlen knüpfte, Jo zeigt doch die in allen Landesthei⸗ 
len gleichmäßig Ben Betheiligung, daß das Intereſſe des 
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Calbe, der letzte Präſident der deutſchen Nationalverſammlung, 
deſſen Stimme eigentlich nirgends fehlen ſollte, wo das deut⸗ 


ſche Volk über ſeine Angelegenheiten beräth. 

In Bezug auf die Wahlen ſelbſt liegen allerhand Nach⸗ 

richten vor, welche zeigen, wie wenig bis jetzt der Begriff der 
Wahlfreiheit und der Vorzüge der geheimen Wahl Allgemein⸗ 
ri geworden ift. Wir hoffen, daß alle ſolche Fälle im Par⸗ 
ament ſelbſt werden zur Sprache gebracht werden, und daß 
man nicht verabſäumen wird, da, wo es nöthig iſt, eine 
Korrektur eintreten zu laſſen. 
Das Parlament iſt auf den 24. d. M. einberufen, möge 
daſſelbe trotz aller ungünſtigen Ausſicht die Hoffnungen 
erfüllen, welche man von Anfang an an deſſen Zujammen- 
tritt aer hat. 

Während die allgemeine Aufmerkſamkeit ſich den Wahlen 
zuwandte, veröffentlichte ein franzöſiſches Blatt einen 
Auszug aus dem Verfaſſungsentwurf für Nord⸗ 
deutſchland, und da bis jetzt von keiner Seite die Richtig ⸗ 
keit jener Mittheilung iu Abrede geftellt ift, jo müſſen wir 
ſie als genau anſehen. Es bringt dieſe Veröffentlichung nichts 
Neues, Und geben wir daher nur einige wichtige Mittheilungen 
aus derſelben. Das zweite Kapitel (Bundes⸗Geſetz⸗ 
gebung) ordnet an, daß der Bund auf ſeinem Gebiete Ge⸗ 
ſetze erlaſſen kann und dieſe über den Lokalgeſetzen ſtehen; 
jeder in einem der Bundesſtaaten geborene Staatsbürger 
bat das Bürgerrecht in jedem der Bundes ſtaaten. Die 
Bundes-Geſetzgebung umfaßt: 1) das Heimathorecht und die 
Auswanderung, 2) Zölle und Handel, 3) Gewicht, Maß, 
Münze und Papiergeld, 4) die Banken, 5) die Erfindungs⸗ 
Patente, 6) das Eigenthumsrecht der Künfller und Schrift⸗ 
ſteller, 7) Kollektivſchutz für Handel und Flagge deutſcher 
Nation im Auslande, gemeinſames Schifffahrts⸗ und Konſular⸗ 
weſen, 8) Eiſenbahnen, 9) Schifffahrt und Abgaben auf 
allen verſchiedenen Staaten angehörenden Gewäſſern, 10) 
Poſt⸗ und Telegraphenweſen, 11) zivil⸗ und handelsgericht 
liches Verfahren. Der Bundesrath und die Bundesverſumm⸗ 
lung üben die Bundesgeſetzgebung gemein ſchaftlich aus. Sobald 
beide Verſammlungen über ein Geſetz einig ſind, hat das⸗ 
ſelbe Geſetzeskraft. — Das fünfte Kapitel handelt von der 
Bundesverſammlung, welche nach allgemeinem Stimm⸗ 
rechte gewählt wird. Bis zur Annahme eines Bundeswahl⸗ 
Wiegen wird! Wee We vort uur ach, dern. peerſbiſtyn. 
Wahlverfahren gewählt. Oeffentliche Beamte ſind 
nicht wählbar. Die Sitzungen ſind öffentlich. Die 
Wahlen ſind für drei Jahre gültig und die Verſammlung 
ernennt ihr Bureau ſelber. Abgeflimmt wird nach abſoluter 
Stimmenmehrheit. Die Mitglieder haben auf Taggelder 
keinen Anſpruch, können wegen ihrer Vorträge und At- 
ſtimmungen nicht verfolgt werden und dürfen kein Mandat 
u beſtimmten Zwecken annehmen. — Das elfte Kapitel be⸗ 
andelt die militäriſche Organiſation. Jeder Be 
wohner der Nordſtaaten iſt zum Militärdienſte verpflichtet, 


ohne fich erſetzen Iaſſen zu können. Die Bundesſtaaten 
nee herbal able zum Kriegsbudget bei. Jeder Be. 
wohner dient vom 20. bis 22. Lebensjahre, und iſt Mitglied 
der Landwehr- bis zum 32. Der Effektiv⸗Beſtand der 
Bundesarmee iſt während zehn Jahren auf 1 p&t. der Be⸗ 
völkerung feſtgefetzt. Für jeden Mann des Effektir⸗Beſtandes 
erhält der König von Preußen 225 Thlr. Der König von 
Preußen führt den Oberbefehl üver die Armee; er über⸗ 
wacht ſie zu jeder Zeit; er ſetzt fie auf Kriegsfuß und beſtimmt 
ihre Höhe. Er empfängt den Eid der Truppen. Er ernennt 
die Generale und die Kommandanten der Feſtungen. Er 
kann Feſtungen bauen. Die übrigen Offiziere werden von 
den Bundesfürſten ernannt, die ihr Kontingent kommandiren. 
Der König von Preußen kann den Belagerungszuſtand 
proklamiren. Während des Kriegszuſtandes geht die Ober⸗ 
ewalt auf dem ganzen Bundesrerritorium in feine Hände 
über; die Zivilbehörden ſtehen alsdann ebenfalls unter ihm. 
Aus anderweitigen Nachrichten geht hervor, daß die Be 
ſtimmungen des fünften Kapitels ſchon in dem urſprünglichen 
preußiſchen. Entwurf vorhanden waren, alſo Forderungen 
find, welche die preußiſche Regierung geſtellt hat. 
Man muß geſtehen, daß dieſe Verfaſſung ſehr wenig dem 
entſpricht, was die liberale Partei wünſcht. Sie wird vor 
ansſichtlich in dem Parlament ſelbſt zu heftigen Debatten 
Veranlaſſung geben, und wenn ſich, was wir trotz aller 
ungünſtigen Nachrichten über die Wahlen nicht erwarten, in 
dem Parlament eine Mehrheit für dieſen Entwurf ergeben 
ſollte, ſo wird fi das preußiſche Abgeordnetenhaus gewiß 
nicht entſchließen, einer Verfaſſung zuzuſtimmen, welche der 
preußiſchen Volksvertretung weſentliche Rechte entzieht, ohne 
ſie in die Hände einer Körperſchaft zu legen, der man ein 


ebenſo großes Vertrauen ſchenkt, wie unſerem Abgeordneten⸗ 


en den neuen Provinzen find in Naffau die Wahlen 
durchgehends liberal ausgefallen, in Hannover iſt auch die 
Mehrzahl der liberalen Kandidaten gewählt worden. 


Die Wahlen in den übrigen Staaten des norddeut⸗ 


ſchen Bundes ſind, ſoweit ſie bekannt ſind, in ihrer Mehr⸗ 
zahl liberal ausgefallen, ſelbſt in Mecklenburg haben 
ſämmtliche ſechs Kandidaten der liberalen Partei geſiegt. 

Rußland. Die Ruſſificirung Polens geht unaufhaltſam 
vorwärts; vom 1. März cr. wird es in der amtlichen we 
kein Königreich Polen mehr geben, ſondern nur noch ein 
Militärgouvernement Warſchau. 

Türkei. Es ſcheint, als ob es der Türkei wirklich ge⸗ 
lungen wäre, noch einmal die drohende Gefahr der Zertrüm⸗ 
merung zu beſeitigen; Kandia iſt ruhig, d. h. Pulver und 
Blei haben die vorlauten Schreier zum Schweigen gebracht, 
und auch aus Epirus hört man nichts mehr von den Auf⸗ 
ſtändiſchen. 1 

England. Nachdem die Feuier eine Zeit bindurch ganz 
verſchwunden zu fein ſchienen, find fie plötzlich in der Gegend 
ven Cork, 600 Mann ftark, aufgetaucht, und haben einen 
Verſuch gemacht, ſich des dortigen Schloſſes, wo große 
Waffenvorräthe lagern, zu bemächtigen. Der Verſuch iſt 
mißglückt, und ſie haben fi in die Berge zurückgezogen. 
Obgleich alſo eigentlich keine Gefahr für England vorhanden 
ift, fo dürfte fi doch vielleicht ein ſehr langwieriger Kampf 
in den Schluchten und a en des Gebirges daraus ent⸗ 
wickeln, welcher Irland ſelbſt noch lange Zeit in Aufregung 
erhalten wird. j 


Amerika. In den Vereinigten Staaten nimm 


augenblicklich die-Ankluge- gegen den Präſidenten Johnſon 
das Snterefe vorwiegend 15 Anſpruch. Dieſelbe iſt noch 
nicht formulirt, aber unterdeß treffen Senat und Repräfen- 


tantenhaus alle nothwendige Maßregeln, um die Politik des 


Präſidenten, welcher die 
Sclaven nicht dulden will, unſchädlich zu machen. 

Die letzten Nachrichten aus Mexico lauten nn 
für den Kaiſer Mar ewas günftiger, doch dürfte er ſchließlich 
doch wohl ſehr bald feinem Reiche den Rücken kehren müſſen. 


Neueſte Nachrichten. 

Wie wir hören, wird die Gültigkeit der Wahl von 
Moritz Wiggers angefochten werden, weil derſelbe in ſeiner 
Heimath kein aktives Wahlrecht beſitzt. 

Die „Rheiniſche Zeitung“ veröffentlicht einen Brief des 
Herrn v. Schweitzer, in welchem die ſozialiſtiſche Partei 
auffordert, in Düſſeldorf bei der engeren Wahl für den 
Abg. Groote zu ſtimmen. Eine Stelle in dem Briefe 
ſcheint anzudeuten, daß Herr v. Schweitzer für Elberfeld 
nicht die gleiche Taktik wünſcht. 

Florenz, Sonnabend, 16. Febrnar, Abends. 
bildung des Miniſteriums hat in folgender Weiſe ſtattge⸗ 
funden: Ricaſoli Präſidium und Inneres, Visconti⸗ 
Venoſta auswärtige Angelegenheiten, Depretis Finanzen, 


Devincenzi öffentliche Arbeiten, Brancheri Marine, 
Correnti Unterricht, Cugia Krieg. Mari übernimmt 
wahrſcheinlich das Portefeuille der Juſtiz. 

Madrid, Sonnabend 16. Februar, Abends. Eine Or⸗ 


donnanz des Generalkapitäus erklärt die Redakteure und 
Drucker geheimer Druckſchriften, ſowie die Kapitaliſten, 
welche die Mittel dazu liefern, der Todesſtrafe ſchuldig. 

Paris, Sonnabend 16. Februar, Abends. In dem 
Budget für das Jahr 1868 belaufen ſich die Geſammtein⸗ 
nahmen auf 1954,525,244, die Geſammtausgaben auf 1954, 
342,114 Fres. Ueberſchuß 188,130 Fres. 


\ Aus Berlin. 
Aus dem Berliner Vereinsleben. Unſere 
Leſer werden begreifen, daß wir in dieſer Woche keine bedeu⸗ 
tenden Mittheilungen aus dem Berliner Vereinsleben liefern 
können. Gleichwohl hat am 12. Februar die Thätigkeit und 
Regſamkeit, welche die Berliner Bezirksvereine entfalten, 
den glänzendſten Triumph gefeiert. Dieſelbe Hauptſtadt, 
welche in den Septembertagen des vorigen Jahres den be 
rechtigten Jubel über die „glänzenden Siege“ unſerer Heere 
einen ſo lebhaften Ausdruck verlieh, hat durch die Wahlen 
von Lasker, Waldeck, Moritz Wiggers, Runge, Franz Duncker 
und Schulze⸗Delitzſch bewieſen, daß ſie nicht geſonnen, im ge⸗ 
nom Moment ihre verfaſſungsmäßige Freiheit aus den 
Augen zu laſſen, daß fie wohl die Einigkeit Deutſchlands er⸗ 
ſtrebt, aber ſie zugleich auf dem feſten Fundamente der Frei⸗ 
heit errichtet kaben will. Das Wahlreſultat iſt doppelt er⸗ 
freulich durch die lebhafte Betzeiligung, die in der That vor⸗ 
züglich der Vereinsthätigkeit zu danken iſt, die am Anfang 


diefer Woche ſich noch zu den letzten energiſchen Anſtrengungen 


aufraffte, um die Wahlvorbereitungen zu vollenden. Faſt 
ſämmtliche Bezirksvereine hielten mehr oder weniger allge · 
meine, aber ſtets zahlreich beſuchte Verſammlungen ab, in 
denen noch einmal das ganze Verhalten am Wahltage gründ⸗ 


lich beſprochen wurde. Größere Verſammlungen fanden am 


Sonntag noch im VI. Reichswahlbezirke ftatt, wo die kon⸗ 
ſervative Partei zu einer Einigung über die Kandidaturen 
des Grafen v. Bismarck und des General Steinmetz nicht 


gelangen konnte. Die von dem konſervativen Wahlkomite 


auf Sonntag. Vormittag in die Tonhalle berufene Verſamm⸗ 
ung nahm einen geradezu komiſchen Verlauf. Der früher 
liberale Fabrikbeſitzer Schwarzkopf hatte ſich in den Kopf ge⸗ 
ſetzt, den Grafen Bismarck gegenüber dem General Stein- 


vollſtändige Emancipation der 


Die Nen- 


metz durchzubringen und die Rivalität der Anhänger beider 
Donatare brachte die Gemüther ſo in Hitze, daß es ſogar zu 
Beſchuldigungen der Fälſchung kam und ſchließlich der Vor⸗ 
E ende der, übrigens zum größten Theil aus Schulzianern 
eſtehenden Verſammlung, Hilfe in feiner Noth durch die Auf- 
löſung derſelben Seiten 
ſuchte und fand. , 

Zu gleicher Zeit fand eine aus mehr als 2000 Wählern 
des VI. Reichstags wahlkreiſes beſuchte Verſammlung in der 
Alhambra ftatt, wo i eee noch einmal in einem 
längeren Vortrag ſeinen bekannten politiſchen Standpunkt 
darlegte und unter endloſem Jubel zum Kandidaten des 
VI. Wahlkreiſes proklamirt wurde. . 

Nachdem jetzt die Wahlakten für Berlin definitiv 
geſchloſſen ſind — nur im II. Wahlkreiſe dürfte für Waldeck 
eine Nachwahl in Ausſicht ſtehen — ſo wird die Vereins⸗ 
thätigkeit in den nächſten Wochen wohl bereits ihre gewohnten 
Geleiſe wandeln, aus denen fie durch die Wahlagitation zeit 
weiſe gedrängt war. Heute können wir nun aus einem 
Bezirksverein (der Stadtbezirke 5—8) berichten, in welchem eine 
beſondere Commiſſion Bericht über die Abänderung des 
Statuts der ſtädtiſchen Sparkaſſe erſtattete. Die 
Kommiſſion ſtellte einen Antrag auf Zuſtimmung zu dem 
Beſchluſſe der Stadtverordnetenverſammlung vom 24. De⸗ 
zember 1866, wünſchte aber zugleich den dringenden Wunſch 
ausgeſprochen zu ſehen, daß die Mitglieder ſich mehr für die 
von Schulze⸗Delitzſch in's Leben gerufenen Vorſchuß⸗ und 
Sparvereine intereſſiren ſollten. (Die Anträge auf Aenderung 
des Statuts der Sparkaſſe bezweckten Herabſetzung des Zins⸗ 
fußes und Verlängerung der Kündigungsfriſt. Sie find her 
vorgerufen durch die Kriſis dieſes Sommere.) Der Verein 
beſchäftigte ſich ferner mit der vom Magiſtrat beantragten 
Er hang der Mieths⸗ und Hausſteuer, für welche 
3 u. A. die Stadtverordneten Reichenheim und Friedländer 
erklärten, während Stadtverordneter Zacharias eine vorherige 
Reform der Miethsſteuer wünſchte. Nach ſehr lebhafter De⸗ 
batte wurde die Beſchlußfaſſung ausgeſetzt. 

= Von den Unternehmungen, welche in den letzten 
Jahren im Intereſſe des Berliner Publikums ins Leben 
gebeten find, hat wohl keins jo große Hoffnungen erweckt, wie 

ie Berlin⸗ Charlottenburger Pferdebahn. Leider 

hat die jetzt abgehaltene Generalverſammlung den Aktionären 
die Gewißheit gegeben, daß ſie nicht nur für das vergangene 
Jahr keine Dividende erhalten, ſondern auch ſobald noch 
keine erwarten können, deun es ſind noch etwa 50,000 Thlr. 
außerordentliche Ausgaben zu machen, welche allerdings bei 
einiger Vorſicht beim Abſchluß des Ankaufes der Bahn hätten 
vermieden werden können. 

Die Berliner Omnibusgeſellſchaft wird vom 
1. März an ein neues Experiment machen! 

= Die feit dem 1. d. M. eingeführten Stadttele⸗ 
graphen erfreuen ſich einer ſehr zahlreichen Benutzung, 
und wird dieſelbe gewiß ſich noch ganz unverhältnißmäßig 
teigern, wenn mit allen Poſtexpeditionen Telegraphen⸗ 

üreaud verbunden find, wie dies im Plane liegt. 

— In der nächſten Zeit ſollen einige der dringendſten 
Forderungen in Betreff der Pflaſterung mehrerer Straßen 
befriedigt werden; über den gleichfalls ſchon ſeit Jahren 
nothwendigen Umbau der Königs brücke, welchen der 
Fiskus zu beſorgen hat, verlautet noch nichts. 

— Wie wir vernehmen, ſoll der Elephant im z00lo- 

iſchen Garten am Dienſtag, 19. d. M. vergiftet werden, 
alls bis dahin keine Beſſerung ſeines Zuſtandes eingetreten iſt. 


des anweſenden Polizeihauptmanns. 


Vermiſchtes. 

+ Wir werden um den Abdruck folgender Anſprache erſucht: 

New“ Hork, den 25. Januar 1867. 

An ſämmtliche Arbeiter⸗Klaſſen. 

Von dem Verein der vereinigten Tiſchler New⸗JNorks. 
Wir halten es für Pflicht, in aller Arbeiter Intereſſe 
einen wahrheitsgetreuen Bericht der hieſigen Arbeitsverhältniſſe 
ur allgemeinen Kenntniß zu bringen, nen wir die gefällige 
itwirkung aller öffentlichen Blätter zum Wohle des Arbeiter. 
ſtandes erſuchen, damit die ſo häufig bittern Täuſchungen 
und Verlockungen durch Vorſpiegelung glänzender Verhältniſſe 
abgewendet werden. Beinahe alle Gewerke haben zum ge⸗ 
meinſamen Wirken, ihre Verhältniſſe und Exiſtenz zu ver⸗ 
beſſern, Vereine gegründet. Der Tiſchler⸗ (Schreiner) Verein, 
ſchon längere Jahre beſtehend, zählt jetzt nah an 2500 Mit- 
glieder, verbunden mit den hieraus gebildeten Zweig⸗Vereinen 
— Kranken⸗Verein, Feuer Inſurance und Lebens⸗Verſicherung, 
jeder Verein mit ſelbſtſtändigem Fond. Die beſtehenden 
Arbeitspreiſe der Tiſchler, Pianoforte⸗Macher, Bildhauer, 
Dreher, Zimmerleute, Lackirer und Polſterer, haben einen 
Durchſchnitt von 13 Dollars pr. Woche; und zerfällt in 
folgende Klaſſen: Gute gewöhnliche Arbeiter von 9 bis 12 
Doll. pr. Woche, ſolche welche ſich jede Vortheile angeeignet 
haben von 12 bis 15 Doll. pr. Woche, und die Br Klaſſe 
Arbeiter, welche in allem Vorkommenden erfahren ſind, von 
15 bis 18 Doll. die Woche. Die beſten Preiſe finden 
größteutheils in dieſen Shops ſtatt, wo auf Wochenlohn ger 
arbeitet wird, und wo nur Solche zugelaſſen werden, welche 
Vereins⸗Mitglieder find, das Gleiche findet in den Stüd- 
Shops flatt, und die ſchlechteſten Preiſe find gewöhnlich in 
den Shops, wo die Arbeiter nicht dem Verein angehören. 
Frühjahr 3 bis 4 Monat, ſowie desgleichen im Spätjahr, 
135 gewöhnlich Arbeitskräfte geſucht, wenn keine Störung 
es Geſckäftslebens, währenddem die Zwifchenzeit flau ift, 
und häufig viele Arbeiter entlaſſen und ohne Beſchäftigung 
find. Der Arbeiter hat das Werkzeug ſich ſelbſt zu ſtellen, 
und Tiſchler und Pianoforte-Macher das ganze Werkzeug, 
Bank, Knecht, Zwingen ꝛc. Vorbenannte Gewerke ſind den 
übrigen Gewerken im Preis voraus, ſo daß circa eine 
Differenz von 2½ bis 3 Doll. pr. Woche entſteht. Die 
Lebensbedürfniſſe, ſowie Wohnung und Kleidung ſind ſehr 
theuer und bedarf ein Familien⸗Vater mit 2 Kindern 
wenigſtens 10 bis 12 Doll. pr. Woche. Ein einzelner Mann 
zahlt gewöhnlich für Koſt und Schlafſtelle, welches Vieles 
zu wünſchen übrig läßt, 5 Doll. pr. Woche, beſſer verlangt 
zu höherem Preis. Wohnung 1 Zimmer gewöhnlich 16 Fuß 
bei 14 Fuß und Schlafzimmer 10 Fuß bei 8 Fuß in Front 
8 bis 10 Doll. den Monat in Voraus bezahlung. Hinter⸗ 
zimmer 2 Doll. den Monat billiger, ebenſo jede Wohnung, 
je eine Stiege höher. Wir machen ſchließlich noch darauf 
aufmerkſam, aß Jeder einem Gewerb Angehörende kei ſeiner 
Ankunft ſogleich dem betreffenden Verein beitreten ſollte, indem 
ihm Schutz und Unterſtützung in jeder Weiſe zu Theil werden. 

Der Vorſtand der vereinigten Tiſchler, 

Social⸗Reform-⸗Halle Grand Str. Nr. 281. 


Theater am Montag. 

Opernhaus: Die Regimentstochter. — Schauſpielhaus: 
Spielt nicht mit dem Feuer. Freund und Feind. — Saal⸗ 
theater: Le mari ü la campagne. — Friedrich-Wilhelm⸗ 
ſtadt: Aus bewegter Zeit. — Wallner: Im Zauberſalon. 
Ein eiſerner Charakter. Ein Berliner in Wien. Im Warteſalon 
III. Klaſſe. — Wolters dorff: 500,000 Teufel. — Kroll: 
Die Sphinx. Kalospinthechromokrene. 
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